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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Stark (Nürtin- 
gen), Dr. Eyridi, Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Jenninger, 
Alber und der Fraktion der CDU/CSU] 


A. Problem 

In den Ländern Baden-Württemberg und Bayern wurden bei 
Inkrafttreten der Bundesrechtsanwaltsordnung die bestehenden 
Simultanzulassungen unbefristet aufrechterhalten. Neuzulas- 
sungen dagegen konnten entweder nur bei dem Landgericht 
oder bei dem Oberlandesgericht erteilt werden. Demzufolge 
kam es wegen der Wettbewerbsverzerrungen zu erheblichen 
Spannungen in der Anwaltschaft dieser Länder. 


B. Lösung 

Der Entwurf beseitigt die Wettbewerbsverzerrung. 


C. Alternativen 

keine 

Der Entwurf zieht die im Rahmen des Ersten Justizreformgeset- 
zes ebenfalls vorgesehene Änderung des § 226 Abs. 2 der Bun- 
desrechtsanwaltsordnung zeitlich vor. 


D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Stark (Nürtingen), Dr. Eyrich, Dr. Hauser 
(Sasbach), Dr. Jenninger, Alber und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. § 226 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die bei den Landgerichten in den Län- 
dern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bre- 
men, Hamburg und Saarland zugelassenen 
Rechtsanwälte können auf Antrag zugleich bei 
dem übergeordneten Oberlandesgericht zu- 
gelassen werden, wenn sie fünf Jahre lang bei 


einem Gericht des ersten Rechtszuges zugelassen 
waren." 

2. § 226 Abs. 3 fällt weg. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 17. März 1972 


Dr. Stark (Nürtingen) 

^ Dr. Eyrich 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Jenninger 
Alber 

Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 . 



Drucksache VI/3282 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


In den Länder Baden-Württemberg und Bayern war 
vor Inkrafttreten der Bundesrechtsanwaltsordnung 
die Simultanzulassung bei dem Landgericht und 
dem Oberlandesgericht üblich. Nach § 226 Abs. 2 
BRAO sind bei Inkrafttreten der BRAO die be- 
stehenden Simultanzulassungen ohne zeitliche Be- 
grenzung aufrechterhalten worden. In den beiden 
Ländern ist daher noch auf längere Zeit damit zu 
rechnen, daß ein nicht unerheblicher Teil der 
Rechtsanwaltschaft sowohl vor dem Landgericht als 
auch vor dem Oberlandesgericht auftreten kann 
und damit gegenüber anderen Kollegen privilegiert 
ist, weil jüngeren Anwälten nur noch die Singular- 
zulassung bei einem der Gerichte zugestanden 
wurde. In der Anwaltschaft hat das zu Spannungen 
geführt. Eine Gleichbehandlung aller Anwälte in 
den genannten Ländern erscheint deshalb notwen- 
dig. Es werden damit die bestehenden Wett- 
bewerbsverzerrungen beseitigt. Die Vereinheit- 
lichung und Zulassungsvoraussetzungen sind auch 
den Rechtssuchenden dienlich. Der bei beiden, Ge- 


richten zugelassene Anhalt kann in bürgerlich- 
rechtlichen Streitigkeiten seinen Mandanten aus 
erster Instanz auch in der Berufsinstanz vor dem 
OLG vertreten. Eine etwaig notwendige Neuarbei- 
tung eines beim OLG zugelassenen Anwalts ent- 
fällt, was auch der Beschleunigung von Zivilver- 
fahren vor dem Oberlandesgericht dienlich ist. Dar- 
über hinaus wird der Rechtssuchende nach der Neu- 
fassung eine größere Wahlmöglichkeit unter den 
Anwälten haben. 

Infolge der Wiedereinführung der Simultanzulas- 
sung im Freistaat Bayern kann die in Absatz 3 des 
§ 226 BRAO vorgesehene Übergangsregelung ge- 
strichen werden. 

Eine eben solche Änderung ist in einem vom 
Bundesministerium der Justiz erarbeiteten Refe- 
rentenentwurf vorgesehen. Da aber noch nicht ab- 
sehbar ist, wann das Erste Justizreformgesetz ver- 
abschiedet wird, erscheint es aus den oben dar- 
gelegten Gründen geboten, diese geplante Ände- 
rung schon jetzt vorzunehmen. 
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